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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 2
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Bemerkung -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 17 AS 3202/13
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 AS 803/18
Datum 03.09.2020

3. Instanz

Datum -

Dem KlÃ¤ger wird fÃ¼r das Berufungsverfahren Prozesskostenhilfe unter
Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin Z. bewilligt.

Dem KlÃ¤ger wird aufgegeben, monatliche Raten in HÃ¶he von 82 EUR an die
Landeskasse zu zahlen.

GrÃ¼nde:

Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r das Berufungsverfahren einen Anspruch auf
Prozesskostenhilfe (PKH) mit Ratenzahlung.

GemÃ¤Ã� Â§ 73a Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) finden die Vorschriften
der Zivilprozessordnung (ZPO) Ã¼ber die PKH mit Ausnahme von Â§ 127 Abs. 2 Satz
2 ZPO im sozialgerichtlichen Verfahren entsprechende Anwendung. GemÃ¤Ã� Â§
114 Abs. 1 Satz 1 ZPO ist auf Antrag PKH zu bewilligen, soweit der Antragsteller
nach seinen persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen die Kosten der
ProzessfÃ¼hrung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, wenn die
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder -verteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg
bietet und nicht mutwillig erscheint. In einem hÃ¶heren Rechtszug ist nicht zu
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prÃ¼fen, ob die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht
auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint, wenn der Gegner das Rechtsmittel
eingelegt hat (Â§ 119 Abs. 1 Satz 2 ZPO).

Der KlÃ¤ger kann die Kosten der ProzessfÃ¼hrung nach seinen persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen nur in Raten aufbringen. Nach Â§ 115 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 3 ZPO hat ein Beteiligter sein Einkommen und VermÃ¶gen einzusetzen. Der
KlÃ¤ger hat glaubhaft gemacht, dass er Ã¼ber kein einzusetzendes VermÃ¶gen
verfÃ¼gt. Sein Einkommen rechtfertigt die Bewilligung von PKH mit Ratenzahlung.

Zum Einkommen gehÃ¶ren alle EinkÃ¼nfte in Geld oder Geldeswert (Â§ 115 Abs. 1
Satz 2 ZPO), auch Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (vgl.
Bundesgerichtshof (BGH), Beschluss vom 5. Mai 2010 â�� XII ZB 65/10 â��, NJW-RR
2011, 3). Deshalb stellt das dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 14. Juni 2020 bewilligte
Arbeitslosengeld II i.H.v. 717,68 EUR pro Monat Einkommen dar. Daneben ist auch
die MehraufwandsentschÃ¤digung zu berÃ¼cksichtigen, die dem KlÃ¤ger fÃ¼r die
Wahrnehmung einer Arbeitsgelegenheit nach Â§ 16d Sozialgesetzbuch Zweites
Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) gewÃ¤hrt wird (vgl.
SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 23. Februar 2009 â�� L 3 B 138/07 AS-PKH â��
juris Rn. 4; LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 15. April 2011 â�� L 5 AS 364/10 B
ER â��, juris Rn. 36 (jeweils zu Â§ 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II a.F.)). Anders als in Â§ 11a
Abs. 1 Nr. 1 SGB II findet sich im Recht der Prozesskostenhilfe keine
Ausnahmeregelung, die einer Anrechnung entgegenstÃ¼nde.

Ausweislich der vorgelegten Vereinbarung mit dem MaÃ�nahmetrÃ¤ger vom 1. Juni
2020 erhÃ¤lt der KlÃ¤ger im Rahmen der Arbeitsgelegenheit 2,50 EUR pro Stunde
bei einer Einsatzzeit von durchschnittlich 30 Stunden pro Woche, also
durchschnittlich 325 EUR pro Monat. Aus den Abrechnungen fÃ¼r die ersten
TÃ¤tigkeitsmonate Juni und Juli 2020 ergibt sich allerdings ein tatsÃ¤chlich
niedrigeres Einkommen i.H.v. 225 EUR pro Monat. Damit ist insgesamt von einem
monatlichen Einkommen von 942,68 EUR auszugehen.

Konkrete Aufwendungen, die von diesem Betrag abzuziehen wÃ¤ren, hat der
KlÃ¤ger trotz wiederholten gerichtlichen Hinweises nicht dargelegt. Ohne eine
solche Darlegung ist eine BerÃ¼cksichtigung nicht mÃ¶glich. Insbesondere kann
die erhaltene MehraufwandsentschÃ¤digung nach Â§ 16d Abs. 7 Satz 1 SGB II nicht
ohne Weiteres ganz oder teilweise wieder in Abzug gebracht werden. Eine solche
Absetzung ergibt sich insbesondere nicht aus Â§ 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 Buchst. a
ZPO i.V.m. Â§ 82 Abs. 2 Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe (SGB XII).

Nach Â§ 82 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB XII sind vom Einkommen u.a. die mit seiner
Erzielung verbundenen notwendigen Ausgaben abzusetzen. Mangels
entsprechender Angaben des KlÃ¤gers lÃ¤sst sich jedoch nicht feststellen, dass der
erhaltenen MehraufwandsentschÃ¤digung tatsÃ¤chlich entsprechende Ausgaben
gegenÃ¼berstehen. Zum einen ist zu berÃ¼cksichtigen, dass der GewÃ¤hrung
einer MehraufwandsentschÃ¤digung gemÃ¤Ã� Â§ 16d Abs. 7 Satz 1 SGB II zwar die
Annahme zugrunde liegt, dass tatsÃ¤chlich ein auszugleichender Mehraufwand
anfÃ¤llt, dass die EntschÃ¤digung aber aufgrund der zulÃ¤ssigen Pauschalierung
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nicht exakt diesem Aufwand entsprechen muss (vgl. Harks, in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB II, 5. Auflage 2020, Â§ 16d Rn. 71 m.w.N.). Hinzu kommt, dass es teils
fÃ¼r zulÃ¤ssig, teils sogar fÃ¼r geboten gehalten wird, sie bewusst hÃ¶her zu
bemessen, um einen Anreiz zur Aufnahme einer Arbeitsgelegenheit zu schaffen
(vgl. etwa v. Koppenfels-Spies, NZS 2010, 2, 5; StÃ¶lting, in: Eicher/Luik, SGB II, 4.
Auflage 2017, Â§ 16d Rn. 66; offen gelassen von BSG, Urteil vom 13. November
2008 â�� B 14 AS 66/07 R â��, juris Rn. 14 (zu Â§ 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II a.F.)).
Zum anderen ist der Begriff der Mehraufwendungen in Â§ 16d Abs. 7 Satz 1 SGB II
weit gefasst und nicht identisch mit dem der mit der Erzielung des Einkommens
verbundenen notwendigen Ausgaben in Â§ 82 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB XII. Er
umfasst etwa Mehrbedarfe fÃ¼r Fahrtkosten, aber auch fÃ¼r Arbeitskleidung und
WÃ¤sche, KÃ¶rperreinigung, zusÃ¤tzliche Kosten fÃ¼r WÃ¤schewaschen und
Reinigung sowie ErnÃ¤hrung (vgl. BSG, Urteil vom 13. November 2008, a.a.O., Rn.
12 (zu Â§ 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II a.F.)). Die MehraufwandsentschÃ¤digung nach Â§
16d Abs. 7 Satz 1 SGB II gehÃ¶rt auch nicht zu den durch Â§ 82 Abs. 2 Satz 2 SGB
XII privilegierten AufwandsentschÃ¤digungen.

Von dem monatlichen Gesamteinkommen i.H.v. 942,68 EUR abzusetzen ist der
Grundfreibetrag i.H.v. 501 EUR (Â§ 115 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a ZPO;
Prozesskostenhilfebekanntmachung 2020 vom 20. Dezember 2019, BGBl. I S. 2942
). Nicht abzusetzen ist dagegen der sog. ErwerbstÃ¤tigenfreibetrag (Â§ 115 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b ZPO), da eine Arbeitsgelegenheit nach Â§ 16d SGB II eine
Ã¶ffentlich-rechtliche Leistung zur Eingliederung in Arbeit und keine
ErwerbstÃ¤tigkeit darstellt (vgl. SÃ¤chsisches LSG, a.a.O., Rn. 6 ff.; LSG Sachsen-
Anhalt, a.a.O., Rn. 36 ff.). In Abzug zu bringen sind jedoch die Kosten der Unterkunft
und Heizung i.H.v. 275,74 EUR.

Bei dem verbleibenden einzusetzenden Einkommen von 165,94 EUR ergeben sich
monatliche Raten i.H.v. 82 EUR (Â§ 115 Abs. 2 ZPO).

Erfolgsaussichten sind nicht zu prÃ¼fen, da nicht nur der KlÃ¤ger, sondern auch der
Beklagte Berufung eingelegt hat.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 29.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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